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Die zunehmende wirtschaftliche und politische 
Macht von Superreichen und Konzernen verschärft 
die soziale Ungleichheit und gefährdet die Demo-
kratie, so Oxfam Deutschland im Ende Januar 2026 
vorgelegten „Bericht zur weltweiten Ungleichheit“. 

Superreiche Multimillionär:innen und Milliar-
där:innen werden immer reicher. Ende November 
2025 verfügten die 3.000 Milliardär:innen weltweit 
über 18,3 Billionen US-Dollar – 2,5 Billionen mehr 
als noch ein Jahr zuvor. Der reichste Mann der Welt, 
Elon Musk, konnte sein Vermögen von 500 Milliar-
den Dollar von Oktober 2025 auf über 775 Milliar-
den US-Dollar Anfang Februar 2026 steigern. Dem 
kriminellen Reichtum Weniger steht fast die Hälfte 
der Weltbevölkerung in Armut gegenüber: 3,77 Mil-
liarden Menschen müssen von 8,30 US-Dollar pro 
Tag leben. In Deutschland ist der Anteil der von 
Armut betroffenen Menschen nach den Angaben 
von Oxfam seit 2010 von 14,1 auf 17,6 Prozent 
gestiegen. Diese Entwicklung schreit nach einem 
Ausbau und nicht nach Abbau des Sozialstaates. 

Die Kritik an den bundes- und landesweiten Kür-
zungen ist Schwerpunkt dieser Ausgabe von GEW 
regional. Doch auch die kommunalen Parlamente 
betreiben immer mehr Sozial- und Kulturabbau. 
Gespart wird an Kindertagesstätten, an Musikschu-
len und vor allem am Personal. So soll die Stelle des 
Museumsleiters in Groß-Gerau nicht wieder 
besetzt werden. Diese Sparpolitik leistet der AfD 
Vorschub, die die Menschen durch Sozial- und Kul-
turabbau für ihren ultraliberalen und autoritären 
Kurs anfällig machen will: Wer politisch nicht gebil-
det ist, fällt halt leichter auf die rechten Rattenfän-
ger herein. 

Am 21. Mai 2026 drohte im Rüsselsheimer Stadt-
parlament die Brandmauer zur rechtsradikalen AfD 
zu fallen. Mit den Stimmen der AfD beschloss eine 
hauchdünne Mehrheit von SPD, FDP und CDU, den 
„Rüsselsheim-Pass“, einen Leuchtturm der Rüssels-
heimer Sozialpolitik, zu verstümmeln. So machen 
SPD und CDU die AfD hoffähig! Der DGB fordert die 
Rüsselsheimer Stadtverordneten auf, die Kürzun-
gen beim Rüsselsheim-Pass umgehend zurückzu-
nehmen. Von SPD, FDP und CDU erwarten die 
Gewerkschafter:innen eine eindeutige Erklärung, 
politische Mehrheiten nur mit den demokratischen 
Kräften im Stadtparlament anzustreben. Der GEW-
Kreisverband unterstützt diese Forderungen.   

Bernd Heyl

17. Juni, 16 bis 18 Uhr:
Bildungsparty in Rüsselsheim

Mit einem Aktionstag macht die GEW Hessen am 
17. Juni 2026 auf die Auswirkungen der aktuellen 
Kürzungen in den Bildungseinrichtungen für Schü-
lerinnen, Schüler und Beschäftigte aufmerksam. 
Die Kreisverbände Groß-Gerau und Main-Taunus 
beteiligen sich mit einer „Bildungsparty“ ab 16 Uhr 
auf dem Löwenplatz in Rüsselsheim. Die Versor-
gung mit Cocktails und Häppchen ist gesichert. In 
geselliger Runde stehen wir für Gespräche zur Ver-
fügung. Plakate zum Weitergeben auf Seite 24 und 
unter www.gew-gg-mtk.de
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Thilo Hartmann, Vorsitzender der GEW Hessen
                                                   Foto: Robert Hottinger

Unsere Moderatorin: Ingrid Reidt

Die GEW-Fraktion im Gesamtpersonalrat
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Am 1. Mai 2026 in Rüsselsheim
Aus der Rede des GEW-Vorsitzenden Thilo Hartmann

Ein guter Sozialstaat kostet Geld. Das gilt auch für 
die Rente. Wenn wir wollen, dass die Menschen im 
Alter würdig leben können, dann müssen wir auch 
bereit sein, diese Mittel aufzubringen. Der Anteil 
der Rentenausgaben an der Wirtschaftsleistung ist 
aber gesunken – obwohl wir mehr Rentner:innen 
haben. Das zeigt doch: Die Älteren hat man vom 
wachsenden Wohlstand abgekoppelt. Die Rent-
ner:innen spüren das jeden Tag im Portemonnaie. 
Und die Beschäftigten sehen es schwarz auf weiß in 
ihrer Renteninformation. Wir dürfen uns nicht ein-
reden lassen, dass daran nichts zu ändern wäre. 
Deutschland ist ein reiches Land. Gute Renten sind 
möglich, wenn wir die Prioritäten richtig setzen, 
wenn alle ihren fairen Beitrag leisten und wenn wir 
uns nicht in ein inszeniertes „Jung gegen Alt“ trei-
ben lassen. Und wenn wir gute Arbeit durchsetzen. 
Denn die gesetzliche Rente funktioniert nur mit 
guter Arbeit. Nur dann verdienen Beschäftigte 
genug, um ausreichend Rentenansprüche zu erar-
beiten. Eine gute Rente wächst aus den Beiträgen 
vieler Jahre. Sie ist der späte Lohn eines Arbeitsle-
bens, ein Versprechen an alle Generationen und ein 
Garant für Würde im Alter. Und deshalb sage ich 
auch: Die Rente kann und muss mehr sein als eine 

„Basisabsicherung“. Auf die will sie der marktradi-
kale Millionär Merz bekanntlich schrumpfen. Er hat 
gut reden, ist er auf die gesetzliche Rente doch gar 
nicht angewiesen!

Angriffe auf den Sozialstaat

Die aktuellen Angriffe auf den Sozialstaat haben 
eine Vorgeschichte. Zuerst haben Marktextreme 
und Arbeitgeber, die Union und die FDP gegen das 
Bürgergeld gehetzt, assistiert von Helferlein in Poli-
tik und Medien: Das Bürgergeld halte davon ab, 
arbeiten zu gehen, und Arbeiten lohne sich nicht 
mehr. Im Ergebnis haben Union und SPD Hartz IV 
zurückgeholt. Sie haben den Vermittlungsvorrang 
wieder eingeführt und Sanktionen verschärft. Sie 
zwingen dazu, fast jeden Drecksjob anzunehmen. 
Aber es ist eben nicht jede Arbeit besser als keine! 
Arbeit um jeden Preis drückt die Löhne und ver-
schlechtert die Arbeitsbedingungen. Das werden 
wir niemals hinnehmen.

Sozialstaat findet auch vor Ort statt – in Kitas, Schu-
len, Pflegeeinrichtungen, Jugendämtern, Kranken-
häusern oder Beratungsstellen. Dort entscheidet 
sich, ob Menschen einen handlungsfähigen Sozial-
staat erleben. Dort entscheidet sich, ob sie Vertrau-
en in staatliches Handeln haben. Doch viele Kom-
munen sind strukturell und finanziell überlastet. 
Die Folgen vor Ort sind löchrige Straßen, kaputte 
Schulklos, gekürzte Öffnungszeiten, überlastetes 
Personal und geschlossene Schwimmbäder. Und 
das in einem der reichsten Länder der Welt!

Wir brauchen endlich eine solide und tragfähige 
Finanzierung unseres Gemeinwesens. Und dafür 
brauchen wir eine gerechtere und bessere Steuer-
politik mit höheren Einnahmen - also das Gegenteil 
dessen, was die Bundesregierung macht. Kaum ver-
eidigt, war ihr angeblicher „Investitionsbooster“ 
zur Steuer-Entlastung der Unternehmen das erste 
Projekt. Die Wirkungen sind überschaubar: Die 
Wirtschaft kommt nicht vom Fleck, die Industrie 
schrumpft Monat um Monat und von dynamischen 
Investitionen ist keine Spur. 

Diese Reichtumspflege wollen manche nun mit 
einer höheren Mehrwertsteuer gegenfinanzieren. 
Das wäre Gift für die Konjunktur. Und es wäre ein 

Karola Pruschke-Löw (links), Bernd Heyl und Robert 
Hottinger (1. und 2. v.r.) von der GEW Groß-Gerau im 
Gespräch mit der Presse                                  (Foto: GEW)

Der Landesvorsitzende der GEW Hessen Thilo Hartmann war am 1. Mai 2026 der Hauptredner bei der Mai-
Kundgebung des DGB in Rüsselsheim. Wir veröffentlichen seine Ansprache in stark gekürzter Form. Schwer-
punkte unserer Auswahl sind die Angriffe auf den Sozialstaat und die aktuellen Kürzungen bei der Bildung.

!
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Wir backen Pädagog:innen!
Wo? Marktplatz in Rüsselsheim

Wann? Am 5. Juli 2023 zwischen 10 und 12 Uhr

Die GEW Hessen fordert in der aktuellen Kampagne „Zeit für mehr Zeit – Zeit für gute Bildung“ und 
im Kreisverband backen wir die fehlenden Lehrer:innen, UBUS-Kräfte, Sozialpädagog:innen und 
Erzieher:innen einfach selbst.

Am 5. Juli 2023 werden wir auf dem Marktplatz in Rüsselsheim zwischen 10 und 12 Uhr unser 
pädagogisches Backwerk aus Quark-Hefeteig unter die Leute bringen, auf die Folgen des 
Personalmangels aufmerksam machen und unseren Forderungen Nachdruck verleihen. Wer es sich 
einrichten kann, ist herzlich willkommen: Herr Lorz, kommen Sie aus dem Quark!

Fotos von kleineren Aktionen an Schulen, bei denen auf die aktuelle Situation aufmerksam gemacht 
wird, nehmen wir gerne unter info@gew-gg-mtk.de entgegen.
Darüber hinaus würden wir uns über eine rege Teilnahme an den Großdemonstrationen in Kassel, 
Gießen, Fulda, Frankfurt und Darmstadt am 20. September 2023 freuen. Die Kreisverbände Groß-
Gerau und Main-Taunus nehmen an der Demonstration in Frankfurt teil.

Auf dem Foto von links: Thomas Will, Landrat des Kreises Groß-Gerau, GEW-Landesvorsitzender 
Thilo Hartmann und Kai Eicker-Wolf, GEW-Referent für Finanzfragen und Haushaltspolitik

direkter Griff in unsere Taschen. Es würde kleine 
und mittlere Einkommen besonders belasten. Das 
Ergebnis wäre einmal mehr eine Umverteilung von 
unten nach oben. Wir brauchen nicht weniger, son-
dern mehr Steuergerechtigkeit mit höheren Steu-
ern auf hohe Einkommen, einer Erbschaftsteuer 
ohne Privilegien für Überreiche, höheren Steuern 
auf Profite und einer Steuer auf Millionenvermö-
gen. Kurzum: Wir müssen in diesem Land endlich 
wieder in die richtige Richtung umverteilen, und 
zwar von oben nach unten!

Auch in der Bildung: 
Gekürzt wird bei den Schwachen!

Unser Land bevorzugt Vermögende in vielen ele-
mentaren Bereichen, auch bei der Schulbildung. In 
Hessen hängt der Schulerfolg der Kinder maßgeb-
lich vom Bildungsgrad und Portemonnaie der 
Eltern ab. Sprache, fehlende Mittel für den inklusi-
ven Unterricht, aber auch die Aufteilung von Viert-
klässler:innen in „Schafft das Abitur“ und „Schafft 
das Abitur nicht“. Das sind Barrieren, an denen viel 
zu viele Kinder früh das Scheitern lernen.
Und als ob das nicht schon schlimm genug wäre, 
reden viele zynisch von bildungsfernen Schichten. 
Es gibt keine bildungsfernen Schichten, genauso 
wenig wie es finanzferne Schichten gibt! Es gibt 
Menschen ohne ausreichenden Zugang zu Geld 
und es gibt Menschen, die aufgrund ihrer individu-
ellen Situation keinen frühzeitigen, ausreichenden 
Zugang zu Bildung haben und beides müssen wir 
ändern! Unsere Landesregierung geht einen ande-
ren Weg. Sie kürzt bei der Beschulung Geflüchteter, 
an den Integrierten Gesamtschulen und den Schu-
len, die von besonders vielen Schüler:innen aus 
sozioökonomisch benachteiligten Familien besucht 
werden. Sie kürzt bei der digitalen Bildung, ver-
schlechtert die Arbeitsbedingungen der Lehrkräfte, 
streicht die Ausbildung von neuen Lehrkräften 
zusammen. Allein durch die Kürzungen beim Sozial-
index und bei den Gesamtschulen werden in Hes-
sen 10.000 Unterrichtsstunden fehlen. Woche für 
Woche! Das bedeutet schlechtere Förderung da, 
wo sie am dringendsten gebraucht wird. Das 
bedeutet steigende Arbeitsbelastung dort, wo 
bereits jetzt viel zu häufig Land unter ist! Dies ist 
nicht nur ein Angriff auf die Bildungschancen der 
Schüler:innen, sondern auch ein Angriff auf die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten. Und dage-
gen wehren wir uns!

Nur für Rüstung ist viel Geld da

Wir brauchen keine hochgerüstete, unsolidarische 
und immer ungleichere Gesellschaft! Was wir brau-
chen, ist eine egalitäre Einkommens- und Vermö-
gensverteilung, denn das ist die Grundlage für 
sozialen Frieden. Eine gerechte Gesellschaft bietet 

Die Frankfurter Bildungsdezernentin Sylvia Weber bei der Anhörung der GEW
                                                                                                                    (Foto: GEW)

die beste Grundlage für eine friedliches Zusam-
menleben, nicht nur in Deutschland, sondern über-
all auf der Welt! Und wir müssen in sinnvolle Dinge 
investieren – in Schulen, in den öffentlichen Nah- 
und Fernverkehr, in eine umfassende sozialökologi-
sche Transformation. Investitionen in Waffen dage-
gen sind eine Verschwendung von Ressourcen, die 
wir uns nicht leisten können!

Unsere Alternative für Deutschland 
heißt Solidarität

Seit der letzten Wahl sitzt eine Partei als zweit-
stärkste Fraktion im Bundestag, aber auch hier in 
Hessen im Landtag, die das komplett anders sieht. 
Und es ist kein Zufall, dass Milliardäre wie Trump 
und Musk den engen Schulterschluss mit der AfD 
suchen und Millionäre der AfD immer wieder Geld 
spenden. Gemeinsam greifen sie unsere Errungen-
schaften an. Sie träumen von einem Minimalstaat, 
der mit der Kettensäge zurechtgestutzt wurde. Und 
sie träumen von einem Staat, der ihnen maximale 
Freiheit gibt, noch mehr Profite zu machen. Die AfD 
leugnet den Gegensatz zwischen unten und oben, 
bedient Unternehmen und Arbeitgeber und tritt 
nach unten gegen die Hilfsbedürftigen. Diese Partei 
steht für das Gegenteil dessen, was wir wollen, und 
sie ist keine Alternative für Beschäftigte! Wir setzen 
auf das, was uns verbindet. Unsere Alternative 
heißt Solidarität, Vielfalt und Gerechtigkeit! Wir ste-
hen für alle Kolleg:innen ein. Wir wissen: Nur wenn 
wir Beschäftigte zusammenstehen, können wir uns 
gegen die Angriffe durch Politik und Arbeitgeber 
wehren. Und da ist es uns völlig egal, ja, muss es uns 
völlig egal sein, woher unsere Kolleginnen und Kol-
legen kommen, welche Hautfarbe sie haben, woran 
sie glauben und wen sie lieben. 

Ich danke für Eure Aufmerksamkeit. Ich wünsche 
Euch und uns noch einen schönen Tag, einen solida-
rischen und kämpferischen Tag der Arbeit! 
Glück auf!

Die GEW war gut vertreten!    (Fotos: GEW regional)
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Die Regierungskoalition von CDU und SPD plant, die 
Zahl der von Lehrkräften nach Vollendung des 55. 
Lebensjahrs zu leistenden Unterrichtsstunden zu 
erhöhen. Die Absicht, die bestehenden „Anrechnun-
gen aus Altersgründen“ in § 9 der Pflichtstunden-
verordnung (PflStdV) zu verschlechtern, findet sich 
versteckt in dem Entwurf eines Artikelgesetzes „zur 
Einführung der Berufsfachschule zum Übergang in 
Ausbildung sowie zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften“, das am 21. April von den Fraktionen 
von CDU und SPD in den Landtag eingebracht wur-
de. 

Lehrkräfte erhalten bisher eine Altersermäßigung 
von einer Pflichtstunde ab dem Schuljahr nach Voll-
endung des 55. Lebensjahrs und von zwei Stunden 
nach Vollendung des 60. Lebensjahrs. Diese 
Erleichterung ist an die Zahl der tatsächlich erteil-
ten Unterrichtsstunden gebunden. Alle Deputate, 
die die Unterrichtstätigkeit von Schulleitungsmit-
gliedern oder Lehrkräften, die besondere außerun-
terrichtliche Aufgaben übernommen haben, wer-
den nicht berücksichtigt. Berechtigung und Not-
wendigkeit der Altersermäßigung beruhen also aus-
schließlich auf der hohen Belastung durch die 
Unterrichtstätigkeit. Besonders eindrucksvoll sind 
die Ergebnisse einer Studie der Universität Lüne-
burg: Die Belastung durch rund 200 Entscheidun-
gen, die eine Lehrkraft in jeder Unterrichtsstunde 
treffen muss, um auf Fragen, Störungen und Pro-
bleme einzelner Schülerinnen und Schüler einzuge-
hen, ist danach mit der von Fluglotsen zu verglei-
chen. Die Altersermäßigung ist also kein „Privileg“, 
sondern ein Beitrag zum Erhalt der Gesundheit und 
Arbeitsfähigkeit älterer Kolleginnen und Kollegen. 
Nach dem Gesetzentwurf soll die Altersermäßi-
gung zukünftig wie folgt geregelt werden: 

· Die Altersermäßigung von einer Pflichtstunde 
ab Vollendung des 55. Lebensjahrs entfällt. 

· Die Altersermäßigung von zwei Pflichtstunden 
ab Vollendung des 60. Lebensjahrs wird auf eine 
Stunde gekürzt. 

· Ab dem Schuljahr nach Vollendung des 62. 
Lebensjahrs beträgt die Altersermäßigung dann 
zwei Stunden. 

· Ab dem Schuljahr nach Vollendung des 64. 
Lebensjahrs beträgt die Altersermäßigung drei 
Stunden. 

Alle Angaben beziehen sich auf eine Unterrichtstä-
tigkeit von mehr als drei Viertel der jeweiligen 
wöchentlichen Pflichtstundenzahl. Liegt die Zahl 
der Unterrichtsstunden darunter, mindestens aber 
bei mehr als der Hälfte der Pflichtstundenzahl wird 
die Ermäßigung halbiert. 

Übergangsregelung

Die neuen Regelungen sollen zeitnah in Kraft treten 
und damit bereits für das nächste Schuljahr gelten. 
Keine Änderungen soll es für die Lehrkräfte geben, 
die „vor dem 1. August 2025 das 55. Lebensjahr voll-
endet haben“. Für Lehrkräfte, die also schon jetzt 
im Schuljahr 2025/2026 eine Altersermäßigung 
bekommen, gilt § 9 PflStdV weiter in der bisherigen 
Fassung. Die GEW lehnt diese deutlichen Ver-
schlechterungen ab. GEW-Vorsitzender Thilo Hart-
mann verwies auf die gegenüber anderen Bundes-
ländern hohe Unterrichtsverpflichtung der Lehr-
kräfte und forderte die Landesregierung auf, von 
ihrem Vorhaben abzulassen.

Die Begründung ist schlicht und zynisch

Bemerkenswert sind auch die Begründungen der 
Koalitionsfraktionen für die Neuregelung der 
Altersermäßigung. Zum einen trage die Neurege-
lung der Tatsache Rechnung, „dass seit 2012 das 
Ruhestandseintrittsalter schrittweise auf 67 Jahre 
angehoben wird“, und zum anderen solle „durch 
die Erhöhung der Ermäßigungsstunden ab Vollen-
dung des 64. Lebensjahres der Anreiz für diese Lehr-
kräfte erhöht werden, ihren Dienst bis zum regulä-
ren Ruhestandseintritt fortzusetzen“. 

Die GEW spricht in ihrer Stellungnahme von einem 
„Argument von bemerkenswerter Schlichtheit“: 

Am GEW-Stand in Hofheim am 13.9.2025 
(vorne von links): Ruth Zelzner und David Beier

Koalition will Altersermäßigung kürzen
Gesetzentwurf zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften
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Am GEW-Stand in Hofheim (von links): Petra 
Guttmann, Peter Engelhardt und Martina Mansky

„Wenn die Lebensarbeitszeit von Beschäftigten 
durch Erhöhung des Ruhestandseintrittsalters um 
zwei Jahre verlängert wird, dann müssen Regelun-
gen zum Gesundheitsschutz und zur Entlastung von 
älteren Beschäftigten ausgebaut werden. Das 
Gegenteil zu tun und die Entlastungen zu reduzie-
ren, dürfte von den Kolleg:innen an den Schulen 
daher als Zynismus wahrgenommen werden.“

Auch den Bezug auf die Regelungen in anderen Bun-
desländern hält die GEW für falsch: „Lediglich in sie-
ben von 16 Bundesländern beginnt die Altersermä-
ßigung für Lehrkräfte mit dem 60. Lebensjahr oder 
später.“ Berlin gehe übrigens den umgekehrten 
Weg: „Die Altersermäßigung soll ausgebaut wer-
den, indem eine dritte Stunde mit 63 ergänzt wird, 
ohne den ersten Entlastungsschritt – mit 58 Jahren 
– aufzuheben.“

In der Pflichtstundenverordnung soll auch die Rege-
lung zur Entlastung der Beratungslehrkräfte für 
Suchtprävention aus dem Schuldeputat in § 6 Abs.7 
geändert werden. Anstelle einer Anrechnung im 
Umfang von „mindestens einer Stunde“ ist jetzt 
von einer „angemessenen Anrechnung (…) im 
Umfang einer halben bis einer Wochenstunde“ die 
Rede, „sofern die jeweilige Tätigkeit nicht im Rah-
men einer Beförderungsstelle ausgeübt wird“. Bis-
her gab es nur für Beratungslehrkräfte in der Sekun-
darstufe I eine solche Regelung. Da sie jetzt für alle 
Schulformen gelten soll, sollen die Schuldeputate 
für Grundschulen, gymnasiale Oberstufen, Abend-
gymnasien, Hessenkollegs und berufliche Schulen 
um 0,5 Stunden pro Schule erhöht werden.

Was steckt noch 
in dem Gesetzentwurf?

Die erste Lesung des Artikelgesetzes „zur Einfüh-
rung der Berufsfachschule zum Übergang in Ausbil-
dung sowie zur Änderung dienstrechtlicher Vor-
schriften“ fand am 28. April im Landtag statt. Das 
Gesetz soll noch vor der Sommerpause verabschie-
det werden und am 1. August 2026 in Kraft treten. 
Im Folgenden ein kurzer Überblick über weitere 
Inhalte des Artikelgesetzes:

Digitale Verfahren für die pädagogische Arbeit

Verschiedene Rechtsvorschriften, unter anderem 
auch die Schuldatenschutzverordnung, sollen zur 
Stärkung einer „Datengestützten Schul- und Unter-
richtsentwicklung“ geändert werden. Dabei geht es 
nicht nur um „digitale Schulverwaltungsverfahren“, 
sondern auch um verbindliche „digitale Verfahren 
für die pädagogische Arbeit“. Die GEW sieht hier 
Gefahren für die pädagogische Freiheit und den 
Grundsatz der Datensparsamkeit, insbesondere 

auch bei sensiblen personenbezogenen Daten von 
Schülerinnen, Schülern und Beschäftigten. Die mas-
sive Erhöhung der Menge der an Schulen erhobe-
nen Daten habe in den letzten Jahrzehnten keines-
wegs zu erkennbaren Verbesserungen geführt. 

Elternbeiträge für den Ganztag

In § 157 HSchG wird die Möglichkeit der Schulträger 
erweitert, „unter Berücksichtigung sozialer Krite-
rien“ Eigenbeiträge der Eltern zu erheben. Die gab 
es bisher für das Mittagsessen und für „Projekte zur 
Öffnung der Schule, die über die Stundentafel hin-
ausgehen“, und sollen zukünftig auch „für Betreu-
ungsangebote der Schulträger“ erhoben werden 
können. Die GEW spricht hier von einem „Armuts-
zeugnis für die Bildungs- und Familienpolitik“, denn 
es ist „hinlänglich bekannt, dass solche Beiträge die 
Beteiligung an Angeboten insbesondere von Kin-
dern aus armen Familien reduzieren, auch wenn 
eine soziale Staffelung vorgesehen sein mag“.

Kommentierte Deutschnoten 

Die kommentierte Deutschnote in den Zeugnissen 
der Grundschule soll gestrichen werden. Dies diene 
der Entlastung der Schulen, „denn auch ohne die 
verpflichtende Ausgabe des Zeugnisbeiblattes 
erhalten die Eltern von Grundschülern die erforder-
lichen Informationen“. 

Wiederholung schriftlicher Arbeiten 

In § 34 der Verordnung zur Gestaltung des Schul-
verhältnisses soll die Vorschrift entfallen, dass eine 
schriftliche Arbeit zwingend wiederholt werden 
muss, „wenn mehr als die Hälfte mit der Note man-
gelhaft oder ungenügend (…) bewertet wurde“. 
Zukünftig müsste auch in diesem Fall – wie bisher 
nur bei „mehr als einem Drittel“ – die Arbeit nicht 
wiederholt werden, wenn „die Schulleiterin oder 
der Schulleiter nach Beratung mit der Fachlehrkraft 
zur Förderung der individuellen Leistungserzie-
hung entscheidet, dass die Arbeit zu werten sei“. 

Realschulabschlussprüfung

Für die Abschlussprüfung im Bildungsgang Real-
schule ist nach § 51 Abs.1 VOBGM neben den zen-
tralen schriftlichen Prüfungsarbeiten „eine Präsen-
tation auf Grundlage einer Hausarbeit“ vorge-
schrieben. Diese Hausarbeit soll auf Grund des mitt-
lerweile verbreiteten Einsatzes von KI-Tools zukünf-
tig entfallen. Stattdessen soll „zur Vorbereitung auf 
die Präsentationsprüfung (…) ein Portfolio“ ange-
fertigt werden, das „den Vorbereitungsprozess der 
Schülerin oder des Schülers“ abbildet und „minde-
stens eine Gliederung, eine Kurzbeschreibung der 
Fragestellung und Quellen beinhalten“ soll.



Unser Leben muss bezahlbar bleiben! Mahnwache am 22. November 2022 in Rüsselsheim 
Foto: Walter Keber

Der Austausch mit den Schulträgern ist schon lange 
Bestandteil der Arbeit des Kreisvorstands der GEW. 
Regelmäßig finden Treffen mit Landrat Will für den 
Kreis Groß-Gerau und nun auch wieder mit der 
Stadt Rüsselsheim statt. 

Die zahlreichen Rückmeldungen aus den Schulen 
sind für uns unverzichtbar. Sie bilden die Einschät-
zungen der Kolleg:innen ab, die sich nicht unbe-
dingt mit den Rückmeldungen der Schulleitungen 
an die Schulträger decken und uns auch einen wert-
vollen Blick auf die Gesamtsituation ermöglichen. 

Rückmeldungen aus den Schulen sind für 
den GEW-Kreisvorstand unverzichtbar

Im Rahmen der Treffen benennen wir die Probleme 
vor Ort, die in der Verantwortung der Schulträger 
liegen und direkten Einfluss auf den Erfolg der tägli-
chen pädagogischen Arbeit haben. In unserer 
Berichterstattung gehen wir vertraulich mit den 
uns von den örtlichen Personalräten und GEW-
Vertrauensleuten zur Verfügung gestellten Infor-
mationen um, weshalb die Situation in diesem Bei-
trag eher allgemein beschrieben wird. 
Folgende Themen haben uns bei der Vorbereitung 
besonders interessiert:

· allgemeiner baulicher Zustand
· IT-Infrastruktur und -Ausstattung
· Stand der Umsetzung des Ganztags 
· Maßnahmen bzw. eingesetzte Mittel im Rah-

men der Säule I bei den Start-Chancen-Schulen 

· Auswirkung der Kürzungen an den Schulen, ins-
besondere an den Gesamtschulen

Neben den Aktivitäten des Kreisvorstands der GEW 
stellt der Arbeitsschutzausschuss (ASA), der mehr-
fach im Jahr tagt, für die GEW-Fraktion im Gesamt-
personalrat Schule (GPRS) je nach Thema eine wei-
tere Möglichkeit der Einflussnahme dar.

Gespräch mit Bürgermeister Karakaya 
im Rathaus in Rüsselsheim

Am 17. April konnten Martin Einsiedel und Robert 
Hottinger für die GEW mit Bürgermeister Karakaya 
und Frau Hörl (Dezernat II, Büroleitung und Grund-
satzreferentin) in einen fast zweistündigen Aus-
tausch treten. Erwartungsgemäß spielte der be-
grenzte Spielraum der Stadt in Zeiten knapper Kas-
sen eine große Rolle, wobei in dem konstruktiven 
Gespräch nach dem Benennen von Problemen 
trotzdem das Ringen um Lösungen spürbar war.

An Herausforderungen mangelt es in der Tat nicht: 
In zunehmendem Maße ist dabei die Aufheizung 
von Gebäuden im Sommer bzw. der Licht- und Son-
nenschutz zu nennen, wobei der vermehrte Einbau 
von Klimaanlagen erwogen werde. 

Der Stau bei Sanierung und Neubau ist trotz Fort-
schritten offensichtlich und erfordert nach unserer 
Auffassung eine stärkere Priorisierung und einen 
konkreten Zeithorizont der Maßnahmen. Raum-
größen sind zu knapp bemessen und Flächeneinbu-
ßen durch Brandschutzmaßnahmen zu verzeich-
nen. 

Bei der technischen bzw. IT-Infrastruktur sind zwar 
allgemein Fortschritte auszumachen, wobei es 
noch Lücken im flächendeckenden WLAN und 
defekte bzw. fehlende digitale Tafeln gibt. 

Dagegen nehmen die Schäden durch Vandalismus 
zu und Schulfremde stören mitunter den Unter-
richt, was erneut die Frage nach Umzäunungen von 
Schulen, ggf. mit mehreren Toren, die am Abend 
geschlossen werden, aufwirft. Dies widerspricht 
zwar dem Ideal einer offenen Schule, reduziert 
anfallende Kosten durch rohe Gewalt womöglich 
aber erheblich. Marode Sanitäranlagen stellen wei-
terhin ein Ärgernis dar, da Schüler:innen deshalb 
nicht selten Toilettengänge meiden und zu wenig 
trinken. In einigen Fällen ist der Lärmschutz unzu-
reichend.

Puzzlestücke Runder Tisch: Akteursgruppen
                                            Collage: Robert Hottinger
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GEW im Austausch mit den Schulträgern
Es geht um die Probleme der Schulen im Kreis Groß-Gerau

Am 6.9. in Rüsselsheim (von links): Margot Marz, 
Eleni Margaritis, Verena Dietz, Jennifer Daschevski, 
Stefanie Margaritis

Die Redaktion 
wünscht allen 
Leser:innen 
erholsame Ferien 
und schon jetzt 
einen guten Start 
ins neue Schuljahr 
2026/27. Wer den 
gedruckten Ta-
schenkalender der 
GEW fürs neue 
Schuljahr haben 
will, kann ihn bei 
der GEW-Aktion 
am 17. Juni in Rüs-
selsheim abholen 
(siehe Seite 3).
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Die Herausforderungen durch eine immer hetero-
genere Schülerschaft und damit höhere Arbeitsbe-
lastung der Kolleg:innen nehmen zu, weshalb die 
Stadt nach dem Vorbild aus Darmstadt-Dieburg ein 
Pilotprojekt mit Klassenassistenzen zunächst für 
jeweils eine 1. Klasse an der Grundschule Innens-
tadt und an der Schillerschule eingerichtet habe. 
Für das Personal gebe es einen Anforderungskata-
log seitens des Schulträgers. 

Im Hinblick auf die Umsetzung des Start-Chancen-
Programms habe die Stadt eine Stelle zur Koordi-
nierung der Maßnahmen und zur Unterstützung 
der Schulen eingerichtet. Bei der Umsetzung des 
Anspruchs auf die Ganztagsbetreuung sehe man 
sich mit Einschränkungen auf einem insgesamt 
guten Weg. 

Die Rüsselsheimer Schulen können allen Schü-
ler:innen der Stadt einen Platz bieten, wenngleich 
weiterhin eine neue Sek-I-Schule im Neubaugebiet 
Eselswiese geplant sei.

Austausch mit Landrat Will 

Beim letzten Gespräch des Vorsitzendenteams des 
GEW-Kreisvorstands mit Landrat Will und Frau 
Imig-Wittekind (Leiterin des Fachbereichs Bildung 
und Schule) am 11. März ging es neben den bereits 
genannten Themen ganz aktuell vor allem um die 
Kürzungen bei der Binnendifferenzierung in den 
Integrierten Gesamtschulen. Die Absicht des Krei-
ses, dies mit kommunalen Mitteln „auszugleichen“, 
ist begrüßenswert, wirft aber auch viele Fragen auf 
- unter anderem bei den durch die Kürzungen 
bedrohten TV-H-Verträgen. 

Die schwierige Entwicklung von der Dependance 
des Neuen Gymnasiums zum Mittelstufengymnasi-
um Nord auf dem Gelände der IGS Mainspitze bzw. 
perspektivisch in Bischofsheim hat aktuell große 
Auswirkungen auf die Lenkung der Schüler:innen 
im Kreis. 

Das Konzept der sogenannten Außenklassen für 
Schüler:innen, die in den Regelschulen nicht 
beschult werden können, will der Kreis vorantrei-
ben, in der Koalitionsvereinbarung ist davon aber 
keine Rede mehr (GEW regional, S.10-11). Im Hin-
blick auf die Start-Chancen-Schulen wolle man sich 
im Rahmen der für die Schulträger relevanten Säule 
I auf die Finanzierung der Außenbereiche und die 
Ausstattung konzentrieren, da viele Baumaßnah-
men in den letzten Jahren bereits realisiert werden 
konnten. 
Neben den auch für Rüsselsheim aufgeführten The-
men erreichten uns auch hier Anfragen zur Verbes-
serung der IT-Ausstattung und zu Problemen mit 
Baustellen auf Schulhöfen.
Wir streben auch ein Gespräch mit der Stadt Kels-
terbach als Schulträger an.

Weitere Gespräche vereinbart

Der nächste Austausch mit dem Kreis Groß-Gerau 
wird am 15. Juni und mit der Stadt Rüsselsheim im 
kommenden Herbst stattfinden. Wir werden die 
Entwicklung und die Situation vor Ort verfolgen 
und nachhaken und sind daher auch weiterhin auf 
Rückmeldungen aus den Schulen angewiesen. 
· Rückmeldungen bitte an 
 r.hottinger@gew-gg-mtk.de 

Robert Hottinger
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Bei der Mitgliederversammlung des GEW-Kreis-
verbands Groß-Gerau am 18. März wurde der 
Kreisvorstand neu gewählt. 
Gewählt wurden (von links nach rechts):

In der ersten Reihe sitzend: Friedhelm Ernst, Mar-
got Marz, Martin Einsiedel und Bernhard Trillig

In der zweiten Reihe: Karola Pruschke-Löw, Doro 
Schäfer, Robert Hottinger, Claudia Kuse, Verena 
Dietz, Jennifer Daschevski, Stefanie Margaritis 
und Bernd Heyl

Das Kreisvorsitzendenteam besteht aus Robert 
Hottinger, Claudia Kuse, Margot Marz und Doro 
Schäfer. 

Kreisvorstand der GEW Groß-Gerau neu gewählt

Bernhard Trillig wurde als Kreisrechner bestätigt. 
Nicht auf dem Foto ist Harald Freiling, der wieder 
zum Kreisrechtsberater gewählt wurde.



Die Vorsitzenden des DGB und der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes führten die Demonstration für einen hand-
lungsfähigen Staat am 16. Juni 2015 in Wiesbaden an. Die GEW hatte die verbeamteten Lehrerinnen und Lehrer an die-
sem Tag zum Streik aufgerufen.                                                                                                                                   (Foto: GEW)
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Koalitionsvertrag für den Kreis Groß-Gerau
Was SPD, Grüne und Linke den Schulen versprechen

Nach der Kommunalwahl am 15. März sah es 
zunächst so aus, dass die bisherige Koalition aus 
SPD, Grünen und Linken im Kreistag des Landkrei-
ses Groß-Gerau ihre Mehrheit verloren hat. Die 
CDU hatte mit 27,7% der Stimmen (+2,0%) die SPD 
mit 26,1% (-3,0%) als stärkste Partei im Kreistag 
abgelöst. Die Koalition verfügte damit nur noch 
über 32 der 71 Sitze. Im Rahmen der Sondierungen 
für eine neue Koalition schlossen sich dann drei Ein-
zelabgeordnete von UMMA (Union für Miteinan-
der und Multikulturellen Austausch), FNK (Forum 
Neuer Kreis) und BSW der SPD-Fraktion an, der 
Abgeordnete der Satirepartei Die Partei der Frakti-
on der Grünen. Am 5. Mai unterzeichneten Landrat 
Thomas Will (SPD), Christiane Böhm (Die Linke), Ker-
stin Geis (SPD) und Maria Schmitz-Henkes (Grüne) 
den Koalitionsvertrag. Mit der nun verfügbaren 
Mehrheit von 36 Stimmen wurde am 12. Mai dann 
Gerald Kummer (SPD) gegen die Kandidatin der 
CDU mit 36 zu 35 Stimmen zum neuen Vorsitzen-
den des Kreistags gewählt. GEW regional dokumen-
tiert im Folgenden Auszüge aus dem Koalitionsver-
trag für die Wahlperiode von 2026 bis 2031 mit der 
Möglichkeit, den Schulträger Groß-Gerau an den 
Aussagen der Koalitionsparteien SPD, Grüne und 
Linke zu messen. 
· Den vollständigen Vertrag findet man auf der 
 GEW-Homepage: www.gew-gg-mtk.de

Bildungsgerechtigkeit und 
moderne Lernorte

Das wurde bisher erreicht: 
Bildung ist unser Versprechen an die Zukunft – und 
wir haben im Kreis Groß-Gerau gezeigt, dass wir es 
nicht bei Ankündigungen belassen, sondern dieses 
Versprechen in Bauten, Glasfaser und pädagogi-
sche Konzepte umsetzen. Wir haben in den letzten 
Jahren die modernsten Schulen in Hessen geschaf-
fen, z. B. mit Grundschulen in Raunheim, Nauheim, 
Ginsheim-Gustavsburg sowie einem Mittelstufen-
gymnasium in der Mainspitze und einer Förder-
schule in Trebur. Mit der Gründung einer Anstalt 
öffentlichen Rechts für den Ganztag haben wir die 
Voraussetzungen für die Versorgung mit Ganztags-
plätzen in den Kommunen geschaffen. Damit wird 
der gesetzliche Anspruch realisiert und der Ganztag 
künftig aus einem Guss organisiert. Ganztägige 

Schule braucht gute Versorgung und nahrhaftes 
Schulessen. Wir unterstützen unsere Schulen bei 
einem nachhaltigen Angebot mit dem Ziel, 80 Pro-
zent Bio-Essen in der Schule zu verköstigen. 
In die beruflichen Schulen in Groß-Gerau investie-
ren wir gezielt. Dort schaffen wir moderne Ausbil-
dungsbedingungen, die junge Menschen auf die 
Anforderungen von morgen vorbereiten. Mit Neu-
bauten, Werkstattmodernisierungen und digitaler 
Ausstattung haben wir die Grundlagen gelegt, 
damit Ausbildung im Kreis nicht nur Theorie bleibt, 
sondern Praxis auf höchstem Niveau.
Mit Projekten wie dem Mangold der AVM gGmbH 
an der Georg-Mangold-Schule in Bischofsheim 
gehen wir neue Wege: eine moderne Mensa, ein 
Ausbildungsrestaurant, praxisnahe Lernangebote – 
eine direkte Verbindung von Schule, Ausbildung 
und beruflicher Zukunft. Wo das möglich ist, kön-
nen Schulgärten geschaffen werden.
Die Kreisvolkshochschule ermöglicht einkommens-
unabhängig den Zugang zu Weiterbildung und baut 
ihre digitalen Angebote aus.

Das wollen wir weiter umsetzen:
Bildung ist die Grundlage für Chancengleichheit 
und gesellschaftliche Teilhabe. Der Kreis Groß-
Gerau steht vor der Herausforderung, wachsende 
Schüler:innenzahlen mit den Anforderungen an 
moderne, inklusive und klimagerechte Schulgebäu-
de zu vereinbaren. Wir begreifen Investitionen in 
Bildung nicht als Kostenfaktor, sondern als Vorsor-
ge für die Zukunft.

Offensive für Schulbau und Sanierung
Angesichts des prognostizierten Bedarfs setzen wir 
das Schulbau-Investitionsprogramm konsequent 
fort.
· Neubau und Erweiterung: Wir priorisieren den 
bedarfsgerechten Ausbau von Kapazitäten an 
Grund- und weiterführenden Schulen, insbesonde-
re in den Zuzugsgebieten.

· Klimagerechte Schulen: Sanierungen erfolgen 
nach dem Standard „Klimaschule“. Wir forcieren 
die Entsiegelung von Schulhöfen und installieren 
Photovoltaikanlagen auf allen kreiseigenen Schul-
dächern. Wir behalten den Passivhaus-Standard 
bei und nutzen die Möglichkeiten des Cradle to 
Cradle sowie Urban Mining.

· Gute Lernumgebung: Wir investieren in moder-
ne Belüftungssysteme und baulichen Hitzeschutz, 
um ein lernförderliches Raumklima auch in den 
zunehmenden Hitzeperioden zu gewährleisten. 
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Wir streben die Rekommunalisierung der Schulrei-
nigung ab dem Schuljahr 2027/2028 an.

· Berufsschulzentrum transformieren: Am 
Standort Groß-Gerau setzen wir uns für den Um- 
und Ausbau des Berufsschulzentrums für eine schu-
lische Ausbildung in modernen Ausbildungsberu-
fen ein und prüfen die Entwicklung eines Ausbil-
dungscampus nach dem Vorbild des Main-Kinzig-
Kreises.

· Oberstufe im Südkreis: Wir wollen weiter Schul-
standorte mit integriertem Bildungsangebot stär-
ken. Daher setzen wir uns für den Ausbau der Ober-
stufe am Standort der Martin-Niemöller-Schule 
ein.

Recht auf Ganztagsbetreuung ab 
dem Schuljahr 2026/2027

Ab dem Schuljahr 2026/27 setzen wir den gesetzli-
chen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für 
Erstklässler:innen schrittweise um. Wir verstehen 
Ganztagsschule aber als altersgemäß rhythmisier-
tes kostenfreies Bildungsangebot mit verbindlicher 
ganztägiger Beschulung.

· Qualitative Standards: Ganztag bedeutet für 
uns mehr als reine Betreuung. Wir streben hoch-
wertige pädagogische Angebote an, die in enger 
Kooperation mit lokalen Vereinen und Kulturträ-
ger:innen gestaltet werden.
· Infrastruktur für Mensen: Wir stellen sicher, 
dass jede Schule über die notwendigen Mensaka-
pazitäten für eine gesunde, regionale und kosten-
günstige Mittagsverpflegung verfügt.
· Soziale Staffelung: Wir setzen uns für sozial 
gerechte Elternbeiträge bei der Ganztagsbetreu-
ung und Mittagsverpflegung ein, um sicherzustel-
len, dass kein Kind aus finanziellen Gründen vom 
gemeinsamen Essen ausgeschlossen wird.
· Sprachbildung als Grundlage für Chancen-
gleichheit: Sprache ist der Schlüssel zu Bildung und 
gesellschaftlicher Teilhabe. Wir fordern die frühzei-
tige Überprüfung der Sprachkompetenz, um För-
derbedarfe möglichst früh zu erkennen, und setzen 
uns aktiv für eine hervorragende Sprachbildung an 
allen Schulstandorten ein. Gleichzeitig verstehen 
wir Mehrsprachigkeit als Ressource. Wir wollen, 
dass der Kreis Modellregion für Herkunftsspra-
chenförderung wird. Damit würdigen wir die 
sprachliche Vielfalt der Menschen im Kreis und stär-
ken die Bildungschancen aller Kinder.

Für uns ist Inklusion ein Menschenrecht!

· Stärkung der IGS: Wir bekennen uns zur Schul-
form der Integrierten Gesamtschule (IGS) als 
bevorzugte Schulform und als Motor für Bildungs-

gerechtigkeit und wehren uns gegen personelle Kür-
zungen durch das Land.

· Inklusive Beschulung: Der Kreis stellt die not-
wendige sächliche Ausstattung für den inklusiven 
Unterricht bereit. Wir fordern barrierefreie 
Umbauten an allen Schulstandorten.

· Schulsozialarbeit: Wir verstetigen und erwei-
tern die Schulsozialarbeit an allen Schulformen, um 
Kinder und Jugendliche in schwierigen Lebenslagen 
frühzeitig zu unterstützen.

· Teilhabe-Assistenz: Wir brauchen eine qualita-
tiv hochwertige Teilhabe-Assistenz, die sich an den 
Bedürfnissen der Kinder und Jugendlichen sowie 
der jeweiligen Schulen orientiert. Zur Sicherstel-
lung der qualifizierten Fachkräfte muss eine faire 
Vergütung erfolgen. Die Träger:innen sind mit 
Unterstützung des Kreises zur Qualifizierung der 
Fachkräfte verpflichtet.

Digitalisierung und Medienkompetenz

· Hardware und Support: Wir führen die Ausstat-
tung mit digitalen Endgeräten fort und stellen einen 
professionellen, zentralen IT-Support für alle Schu-
len sicher, um die Lehrkräfte von administrativen 
Aufgaben zu entlasten.

· Medienpädagogik: Wir unterstützen die Schu-
len bei der Umsetzung ihrer Medienbildungskon-
zepte, um Schüler:innen zu einem kritischen und 
kompetenten Umgang mit digitalen Medien zu befä-
higen.

Ausbildung, Weiterbildung, Perspektiven

· Kein Kind zurücklassen: Kein Kind darf die Schu-
le ohne Abschluss verlassen. Wir setzen uns dafür 
ein, dass Schüler:innen, die einen Abschluss ver-
passen könnten, frühzeitig erkannt und gezielt 
unterstützt werden – durch individuelle Förderung, 
Begleitung und passgenaue Angebote.

· Berufliche und akademische Bildung gleich-
wertig fördern: Wir setzen uns für die Gleichwer-
tigkeit von beruflicher, dualer und akademischer 
Bildung ein. Vielfalt in der Bildungsbiografie ist für 
uns Stärke. Deswegen fördern wir Formate und 
Initiativen, die beide Wege sichtbar machen und 
stärken.

· Vielfalt der Ausbildung stärken: Wir wollen die 
Vielfalt der Aus- und Weiterbildung im Kreis erhal-
ten. Wir begrüßen daher die Eröffnung des Gäste-
hauses der Gerüstbauer am Standort der berufli-
chen Schule Groß-Gerau.
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„Hilfe, unser Schuldeputat reicht nicht aus!“

Diese Ausgabe von GEW regional erscheint kurz vor 
Ende des Schuljahrs 2025/2026. Zu den Aufgaben 
der Schulleitung und der Gesamtkonferenzen 
gehört in diesen Tagen auch die Verteilung der 
Deputate, die in der Pflichtstundenverordnung 
(PflStdV) unter anderem für den Schulleiter oder 
die Schulleiterin, die sonstigen Schulleitungsmit-
glieder und das Kollegium (Schuldeputat) vorgese-

hen sind, um diese für ihre besonderen dienstli-
chen Aufgaben vom Unterricht zu entlasten. Dabei 
müssen die Konferenzbeschlüsse zur Verteilung 
des Schuldeputats „spätestens bis zum Ende eines 
Schuljahres für das jeweils folgende Schuljahr vor-
liegen“ (§ 6 Abs.4).

Die genannten Deputate orientieren sich an der 
Schulform und der Zahl der Schülerinnen und Schü-
ler der Schule. Jedes Deputat ist zunächst mit 
einem schulformbezogenen Sockelbetrag ausge-
stattet, für das Leiterdeputat in § 4, für das Lei-
tungsdeputat in § 5 und für das Schuldeputat in § 6. 
In einer Anlage zur PflStdV legt das HMKB die schü-
lerzahlbezogenen Faktoren für die einzelnen Depu-
tate fest. Das Stundendeputat errechnet sich dann 
aus der Multiplikation des Faktors mit der Zahl der 
Schülerinnen und Schüler. Einige Beispielrechnung 
finden sich in einer Tabelle auf Seite 13.

Das Schuldeputat

„Das Schuldeputat wird für besondere dienstliche 
Tätigkeiten und zum Ausgleich besonderer unter-
richtlicher Belastungen einzelner Lehrkräfte oder 
Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen ge-
währt.“ (§ 6 Abs.1 PflStdV)

In § 6 Abs.4 ist geregelt, wie der erforderliche Be-
schluss der Gesamtkonferenz zustande kommt. Für 
die Verteilung des Schuldeputats legt die Schullei-
terin oder der Schulleiter der Gesamtkonferenz 
einen Vorschlag vor. An vielen Schulen gibt es im 
Vorfeld Beratungen beispielsweise mit dem Perso-
nalrat, auch wenn dieser hier kein förmliches Mit-
bestimmungsrecht hat. Geregelt ist auch der Fall, 
dass zwischen der Schulleiterin oder dem Schullei-
ter und der Gesamtkonferenz keine Einigung über 
die Verteilung erzielt werden kann. In diesem Fall 
„entscheidet die Gesamtkonferenz über die Vertei-
lung der Hälfte der Wochenstunden; die Verteilung 
der anderen Hälfte obliegt der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter“. 

Ausdrücklich ist durch Einzelerlasse des HMKB klar-
gestellt, dass der Schulleiter oder die Schulleiterin 
diese „andere Hälfte“ keinesfalls nach Gutdünken 
verteilen oder dem Leitungsdeputat zuschlagen 
kann. Sie ist ausschließlich für die in § 6 Abs. 1 
genannten Zwecke zu verwenden. 

Das Schuldeputat ist in den letzten Jahrzehnten 
trotz vieler neuer dienstlicher Aufgaben und 
Herausforderungen nicht gestiegen. Im Gegenteil: 

Informationen zur Berechnung der Deputate
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Dort, wo Entlastungen für neue Aufgaben unab-
dingbar erschienen, hat das HMKB keineswegs 
neue Deputate zur Verfügung gestellt, sondern sich 
aus dem eh zu knappen Schuldeputat bedient. Aus 
dem Schuldeputat müssen auch die folgenden 
Tätigkeiten entlastet werden:

· Die Tätigkeit als Verbindungslehrerin oder Ver-
bindungslehrer wird mit „mindestens“ einer 
Wochenstunde aus dem Schuldeputat entlastet 
(§ 6 Abs.6).

· Die Tätigkeit als Beratungslehrkraft für Sucht-
prävention wird ebenfalls mit „mindestens“ 
einer Stunde entlastet (§ 6 Abs.7). In dem aktu-
ell vorliegenden Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung dienstrechtlicher Vorschriften ist nur 
noch von einer „angemessenen Anrechnung (…) 
im Umfang einer halben bis einer Wochenstun-
de“ die Rede, „sofern die jeweilige Tätigkeit 
nicht im Rahmen einer Beförderungsstelle aus-
geübt wird“. (vgl. S.7)

· Zuletzt forderten auch die Lehrkräfte, die als 
schulische Datenschutzbeauftragte benannt 
sind, eine Entlastung. Sofern die Aufgabe nicht 
im Rahmen einer Beförderungsstelle ausgeübt 
wird, wird – höchst unbestimmt – „eine ange-
messene Anrechnung aus dem Schuldeputat 
gewährt“ (§ 6 Abs.8).

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung dienst-
rechtlicher Vorschriften, der am 21.4.2026 von der 
Regierungskoalition von CDU und SPD vorgelegt 
und derzeit im Landtag behandelt wird, sieht – 
neben den Kürzungen bei der Altersermäßigung 
(vgl. S. 6) – eine kosmetische, marginale Erhöhung 
der Sockeldeputate für Grundschulen, gymnasiale 
Oberstufen, Abendgymnasien, Hessenkollegs und 
berufliche Schulen um 0,5 Stunden pro Schule vor. 
Alle anderen Schulformen gehen leer aus. 

Übertragung dienstlicher Aufgaben

Angesichts der notorischen Knappheit des Schulde-
putats sollte die Gesamtkonferenz dringend darauf 
achten, dass nicht auch noch originäre Aufgaben 
der Schulleitung aus dem Schuldeputat entlastet 
werden. Auch hier hilft ein Blick in die Pflichtstun-
denverordnung:

„Schulleiterinnen und Schulleiter können Lehrkräf-
ten sowie Sozialpädagoginnen und Sozialpädago-
gen besondere außerunterrichtliche Tätigkeiten (…) 
übertragen und dafür Anrechnungen auf die 
wöchentliche Pflichtstundenzahl aus dem Leiterde-
putat, dem Leitungsdeputat, dem zusätzlichen Lei-
ter- und Leitungsdeputat nach Abs. 5 und 6 oder 
dem Zuschlag zur Grundunterrichtsversorgung 
gewähren.“ (§ 3 Abs.4)

Zusätzliche Anrechnungsstunden für Lehrkräfte 
können also auch aus dem Leiter- oder Leitungsde-
putat oder aus dem Zuschlag zur Grundunter-
richtsversorgung kommen. Dieser Zuschlag beträgt 
4 Prozent der Stunden, die für die Abdeckung der 
Stundentafel zugewiesen werden, an Selbstständi-
gen Schulen 5 Prozent.

Deshalb lohnt sich an dieser Stelle auch ein Blick in 
die amtliche Auskunft des Kultusministers, wofür 
der Zuschlag zur Grundunterrichtsversorgung über-
haupt verwendet werden soll (Landtagsdrucksache 
DS 19/790). Genannt werden unter anderem Pro-
jekte zur Öffnung der Schule, präventive Maßnah-
men, die Zusammenarbeit mit Jugendämtern oder 
die Stärkung der Elternarbeit oder aufsuchende 
Elternarbeit. Den vollen Wortlaut der Drucksache 
findet man auf unserer Homepage gew-gg-mtk.de 
> Recht > Themen > Schuldeputat. Danach ist es 
also möglich, dass Lehrkräften, denen hier beson-
dere Aufgaben bei der konzeptionellen Ausgestal-
tung oder Durchführung von Maßnahmen übertra-
gen werden, Entlastungsstunden aus dem Zuschlag 
zur Grundunterrichtszuweisung gewährt werden.



14  GEW regional

Zusätzliche Leiter- und Leitungsdeputate 

Noch komplizierter wird die Berechnung und Trans-
parenz der Deputate durch die Regelungen in § 3 
Absätze 3, 5 und 6 PflStdV:

„Für Aufgaben von Schulleiterinnen und Schul-
leitern und für weitere Schulleitungsaufgaben kann 
aus dem Zuschlag zur Grundunterrichtsversorgung 
(…) ein zusätzliches Leiter- und Leitungsdeputat 
generiert werden.“ (§ 3 Abs.3) 

Die Frage der GEW, warum eigentlich nur ein 
„zusätzliches Leiter- und Leitungsdeputat“ und kein 
zusätzliches Schuldeputat „generiert“ werden 
kann, wurde leider nie beantwortet. Um so 
wichtiger ist der Hinweis auf die Möglichkeit der 
Übertragung von Stunden aus dem Leiter- oder 
Leitungsdeputat. Das gilt insbesondere dann, wenn 
die Gesamtkonferenz einbezogen werden muss. 

Für das „zusätzliche Leiter- und Leitungsdeputat“ 
an Selbstständigen Schulen gibt es weder eine 
Obergrenze noch eine Beteiligung der Gesamt-
konferenz. Trotzdem muss auch an diesen Schulen 
der Gesamtkonferenz, ggf. auch der Schulkonferenz 
offengelegt werden, ob und in welchem Umfang 
die Schulleitung von dieser Möglichkeit Gebrauch 
macht, da diese Stunden anderen pädagogischen 
Zwecken entzogen werden. 

Die Schulleiterin oder der Schulleiter einer formal 
nicht selbstständigen Schule kann nur „bis zu 20 
vom Hundert des Zuschlags zur Grundunter-
richtsversorgung auf das zusätzliche Leiter- und 
Leitungsdeputat nach Abs. 3 übertragen“. 
Zusätzliche „zehn vom Hundert des Zuschlags zur 
Grundunterrichtsversorgung“ können nur „im 
Einvernehmen mit der Gesamtkonferenz“ 
übertragen werden (§ 3 Abs.6). 

Auch hier könnte die Gesamtkonferenz fragen, ob 
Stunden nicht auch an Lehrkräfte vergeben werden 
müssen oder können.

Harald Freiling

Mit den Fragen der Berechnung, der Verwendung 
und der Verteilung des Zuschlags zur Grund-
unterrichtszuweisung und den rechtlichen Vor-
gaben für die Deputate befasst sich eine 2019 
veröffentlichte Broschüre der GEW Hessen.

Die Broschüre ist auf der Homepage der GEW-
Kreisverbände Groß-Gerau und Main-Taunus 
zusammen mit diesem Artikel eingestellt und kann 
dort heruntergeladen werden (www.gew-gg-
mtk.de > Recht > Themen).

Regelungen in der Dienstordnung zur 
Übertragung dienstlicher Aufgaben

Im Kontext der Übertragung dienstlicher Auf-
gaben auf Lehrkräfte sei auch noch einmal auf 
die Regelungen der Dienstordnung hingewiesen:

„Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann 
einzelne Aufgaben auf die übrigen Mitglieder der 
Schulleitung und andere Lehrkräfte übertragen.“ 
(§ 14 Abs.1) 
„Der Geschäftsverteilungsplan wird von der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter im Benehmen 
mit den übrigen Mitgliedern der Schulleitung 
und der Gesamtkonferenz festgelegt.“ (§14 
Abs.2)
„Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann nach 
Beratung mit dem Personalrat und im Benehmen 
mit der Gesamtkonferenz den Lehrkräften 
besondere Aufgaben übertragen. (…) Auf die 
Wünsche der Lehrkraft ist nach Möglichkeit 
Rücksicht zu nehmen. Die Verantwortung der 
Schulleiterin oder des Schulleiters für diese 
Aufgaben bleibt unberührt.“ (§ 17 Abs.5)
Bei Bedarf an zusätzlicher Transparenz oder bei 
Unstimmigkeiten kann die Gesamtkonferenz 
nach § 133 Abs.1 HSchG auch weitere Grund-
sätze „für die Übertragung besonderer 
dienstlicher Aufgaben“ (Ziffer 14) und „für die 
Anrechnung dienstlicher Tätigkeiten“ (Ziffer 16) 
beschließen.
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Kürzungen beim Sozialindex

„Der Sozialindex ist ein Nachteilsausgleich für Schu-
len, die sich aufgrund ihres Umfelds und ihrer Schü-
lerschaft besonderen pädagogischen Herausforde-
rungen stellen müssen.“ So definiert das Hessische 
Ministerium für Kultus und Bildung (HMKB) die 
Zuweisung zusätzlicher Stellen an Schulen in sozia-
len Brennpunkten. Berechnungsgrundlagen sind 
der Anteil der Arbeitslosen und SGB-II-Em-
pfänger:innen an der Wohnbevölkerung einer 
Gemeinde und der Anteil der Schüler:innen nicht-
deutscher Familiensprache. Auch wenn die Zuord-
nung zu einer einzelnen Schule nicht optimal gelöst 
ist, sieht die GEW hier einen Schritt in die richtige 
Richtung. Zu großer Empörung führte die Ankündi-
gung einer Kürzung der landesweit verfügbaren 
Stellen von 650 auf 350 zum Schuljahr 2026/2027 
(GEW regional März 2026).  Für die Schulen im Kreis 
Groß-Gerau und im Main-Taunus-Kreis steht nach 
dem bei Redaktionsschluss bekannten Stand der 
Stellenzuweisung eine Kürzung von 49,9 auf 32,3 
Stellen ins Haus.

Die GEW im Kreis Groß-Gerau dankt…
Inzwischen ist es schon fast eine Tradition, dass die Urkunden für langjährige Mitgliedschaft im GEW-
Kreisverband Groß-Gerau im Rahmen des GEW-Sommerfests überreicht werden. In diesem Jahr 
bedankte sich der GEW-Kreisvorstand bei den folgenden Kolleginnen und Kollegen:

… für 25-jährige Mitgliedschaft: Katharina Beitz, Katja Diehl, Verena Stöhr-Kappert, Alexandra 
Reinhard, Anja Büdinger, Daniela Käfer, Pia Mayer-Denk, Jürgen Lorum, Bettina Jütz, Ulla Schwab, 
Ronald Frentrup, Dorothea Heydweiller, Susanne Viebrock, Melanie Gasser, Alexander Smetan, 
Simone Dahms 
… für 40-jährige Mitgliedschaft: Martin Neumann, Kerstin Laun-Parwareschnia, Jutta Weyrauch, 
Claudia Münch       
… für 45-jährige Mitgliedschaft: Gabi Laun-Ofenloch, Brigitta Gais, Heiner Lohaus, Maria Adler, 
Irmtraut Lustinetz, Hamza Aydin, Marlene Ziemer, Marion Stuchly, Fatime-Zehra Atasever, Dagmar 
Gitter        
… und für 50-jährige Mitgliedschaft: Peter Deboy, Ursula Bös, Christine Dzielak, Sigrid Kletzing-Paul, 
Margot Maibach, Eberhard Lulay, Hanne Müller-Arnke, Christel Pfister-Dähne, Rainer Ott, Reinhard 
Rother, Mechthild Rühl, Gisela Schmidt-Dieterle, Gabriele Winter, Gisela Wedel, Marion Hildebrand

Antisemitismus an Schulen

Die GEW bekennt sich zum Kampf gegen Rassismus, 
Antisemitismus, Gewaltverherrlichung und alle For-
men gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit. 
Von Judenfeindlichkeit und Antisemitismus, die 
nach dem Terrorangriff der Hamas am 7. Oktober 
und im Kontext des Gaza-Kriegs und der Politik der 
israelischen Regierung massiv zugenommen 
haben, geht eine Bedrohung für jüdisches Leben in 
Deutschland aus. Eine Gruppe von Kolleginnen und 
Kollegen in der GEW Hessen hat eine Handreichung 
mit Materialien erstellt, auf die Lehrkräfte und Päd-
agog:innen, die in der Schule mit Antisemitismus 
konfrontiert sind, zugreifen können. Sie enthält Kon-
taktadressen und zahlreiche Links zu Beratungsstel-
len und Einrichtungen und zu Unterrichtsmateria-
lien für die individuelle Meinungsbildung und die 
Arbeit in der Primarstufe und der Sekundarstufe I. 
Die Handreichung findet man auf der Homepage 
der GEW-Kreisverbände Groß-Gerau und Main-
Taunus: 
· Download: www.gew-gg-mtk-de 
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Die GEW trauert um Brigitte Ueberschär

Unsere Kollegin Brigitte Ueberschär starb am 22. April 2026 im Alter von 78 Jahren. Sie war fast 60 Jahre 
lang ein aktives und engagiertes Mitglied der GEW im Kreis Groß-Gerau, unter anderem auch in der 
Runde der GEW-Schulleiter:innen. Als Lehrerin unter anderem an der Carl-von-Ossietzky-Schule in Groß-
Gerau und als Leiterin der Wilhelm-Arnoul-Schule in Mörfelden-Walldorf setzte sie sich während ihres 
gesamten Berufslebens für eine gute Schule ein. Auch nach ihrem Ruhestand engagierte sie sich für ein 
friedliches Zusammenleben und gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, auch als Mitglied im Vor-
stand der Margit-Horváth-Stiftung. Wir gedenken ihrer mit Dankbarkeit und Traurigkeit. 

Der GEW-Kreisvorstand Groß-Gerau
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Deutschland nur auf Platz 25 von 37

Am 17. Mai veröffentlichte UNICEF den aktuellen 
Bericht „Unequal Chances – Children and economic 
inequality“ mit einem Vergleich der Lebensbedin-
gungen von Kindern und Jugendlichen in 37 Län-
dern (1). Im Ranking des Kindeswohls belegt 
Deutschland Platz 25.

Wer wundert sich eigentlich noch darüber, dass 
Deutschland wieder einmal bestätigt bekommt, 
wie schlecht es im Bereich Bildung und Kinder-
schutz abschneidet? Wie kommt es, dass ich beim 
Lesen über „Kindeswohl“ gleichzeitig „Kindeswohl-
gefährdung“ assoziiere? Bevor ich anfange, all die 
Fakten noch einmal aufzuführen, die dem wieder-
holt negativen Befund zugrunde liegen und längst 
bekannt sind, möchte ich lieber die Frage der Zeit-
schrift ELTERN aufgreifen: „Was machen die Top-
Länder im Ranking anders?“ 

Die Plätze 1 bis 3 werden von unseren Nachbarn 
Niederlande, Dänemark und Frankreich belegt. Da 
sie nach ihrer Wirtschaftskraft bemessen nicht bes-
ser sind als Deutschland, kann es also am Geld allei-
ne nicht liegen. Wie man auf der Online-Seite von 
ELTERN nachlesen kann, hat ELTERN-Autorin Ver-
ena Elson ausführlich recherchiert (siehe unter 
https://tinyurl.com/5n73mfzp). Sie rückt die fol-
genden vier Punkte in den Mittelpunkt und kommt 
unter anderen zu folgenden Ergebnissen:

1. Längeres gemeinsames Lernen ist in allen drei 
Ländern selbstverständlich. Bis sich Schülerinnen 
und Schüler entscheiden müssen, wie ihr weiterer 
Bildungsweg verläuft, haben sie normalerweise 
acht Grundschuljahre miteinander verbracht, „in 
Dänemark und Frankreich meist bis etwa zum 15. 
Lebensjahr, in den Niederlanden bis zum Ende der 
achtjährigen Grundschulzeit“. Besonders Lei-
stungsunterschiede, die auf Einflüsse durch das 
Elternhaus und die soziale Umgebung zurückzufüh-
ren sind, können sich mit der Zeit unter weiteren 
anregenden Verhältnissen verändern und der oft 
höchst unterschiedliche Entwicklungsstand der 
Grundschulkinder wird nicht nach vier Jahren in 
einem vielgliedrigen Schulsystem zementiert. 
Große Nöte und Stress, ausgelöst durch die zu 
frühe Auslese, Versagenserfahrungen und Schul-
ängste bleiben vielen Kindern erspart.

2. Ganztagsschulen mit echter Qualität bieten 
weder nur verlängerte Lernzeit noch reinen nach-
mittäglichen Aufenthalt unter Aufsicht auf dem 
Schulgelände. Ganztagschulen sind als Lebensraum 
zu konzipieren, in dem neben dem Unterricht „auch 

für Gesundheit, Ernährung, Bewegung und psycho-
soziale Unterstützung“ gesorgt wird: In den Nieder-
landen „besuchen Kinder acht Jahre lang die Basis-
school, häufig mit ganztägigen Angeboten, gemein-
samem Mittagessen und Freizeitangeboten am 
Nachmittag. Frühzeitige und individuelle Förde-
rung – etwa bei Lernschwierigkeiten oder Sprach-
defiziten – ist fest im Schulalltag verankert. Schulso-
zialarbeit und zusätzliche Unterstützungsangebote 
sind vergleichsweise breit etabliert.“ Auch Däne-
mark legt ausdrücklich Wert auf das Wohlbefinden 
der Kinder: „Schulpsychologische Dienste, Anti-
Mobbing-Programme und Beteiligungsformate wie 
Klassenräte oder Schülerparlamente sind dort 
selbstverständlicher Teil des Systems.“

3. Kinderarmut wirksam bekämpfen, denn wo die 
Kinderarmutsquote am niedrigsten, ist das Kindes-
wohl auch in Bezug auf Gesundheit und Bildung am 
besten. Im Gegensatz zu Deutschland, wo Soziallei-
stungen einzeln und an unterschiedlichsten Stellen 
angefordert werden müssen, sind in den Niederlan-
den und Dänemark Familienleistungen „einfacher 
und häufig automatischer organisiert. Viele Unter-
stützungen laufen über Steuer- und Meldesysteme, 
ohne dass die Eltern für jede einzelne Hilfe kompli-
zierte Anträge stellen müssen.“ 

4. Prioritäten setzen: Schlussendlich haben in den 
Top-Ländern Kinder einen viel höheren Stellenwert 
und eine „höhere Priorität in der Politik“. Die Nie-
derlande, Dänemark und Frankreich „investieren 
seit Jahren konsequenter in frühkindliche Bildung, 
Ganztagsschulen, Familienleistungen und kindge-
rechte Infrastruktur“. Diese politischen Entschei-
dungen schlagen sich nach dem Bericht von UNICEF 
direkt im Alltag der Kinder nieder: „Weniger Armut, 
bessere Gesundheit, höhere Lebenszufrieden-
heit…“

Das Land Hessen kürzt …

Dass bei allen Wahlen in den letzten Jahren die Bil-
dungspolitik in Deutschland kaum noch ein Thema 
war, zeigt deutlich, wie wenig Bedeutung der 
Lebenswelt und dem Wohl von Kindern und 
Jugendlichen beigemessen wird. Auch die Tendenz, 
soziale Unterstützung zunehmend als Kostenfaktor 
zu bewerten, an dem gespart werden muss, ist 
wenig förderlich. Damit wird die Zukunft nicht nur 
der jungen Generation aufs Spiel gesetzt. Die in 
jüngster Zeit beschlossenen Sparpläne geben 
wenig Hoffnung auf Besserung. Einiges wurde zwar 
(größtenteils im Auftrag und mit Geldern des Bun-

UNICEF zum Kindeswohl: Was machen andere besser?
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des) „auf den Weg gebracht“ wie der Rechtsan-
spruch auf Ganztagsbetreuung oder das Startchan-
cenprogramm, doch das aktuell aufgelegte Kür-
zungsprogramm der hessischen Landesregierung 
konterkariert viele dieser Bemühungen und greift 
in sensibelste Bereiche von Bildung und Sozialem 
ein.

Auf kommunaler Ebene ist politische Einsicht 
durchaus gegeben. Der Koalitionsvertrag des Krei-
ses Groß-Gerau beschreibt viele wichtige Vorhaben 
und ein ambitioniertes Programm (GEW regional 
S.10-11). Aber bei der Überschuldung der Kommu-
nen bleibt fraglich, was davon tatsächlich umge-
setzt werden kann. 

… und die Kommunen haben kein Geld

Welche Auswirkungen ein hoch defizitärer Haus-
halt beispielsweise in der Stadt Rüsselsheim hat, 
beschrieben zwei junge ver.di-Vertrauensleute auf 
der Kundgebung am 1. Mai. Beide arbeiten bei „Kul-
tur 123“, einem Eigenbetrieb mit Musikschule, 
Stadtbücherei, Volkshochschule und Theater. Nach 
Angaben von ver.di sind im gesamten Eigenbetrieb 
zur Zeit 7,5 Stellen nicht besetzt: „Das bedeutet 300 
Stunden pro Woche weniger, in denen keine Kurse 
stattfinden, keine Beratung möglich ist, keine kultu-
relle Arbeit für die Menschen dieser Stadt geleistet 
werden kann.“ In der Stadtbücherei könne man 
gerade noch die Öffnungszeiten aufrechterhalten: 
„Die eigentliche Arbeit, nämlich Angebote für Kin-
der und Jugendliche, Leseförderung und Medien-
bildung bereitzustellen, kann kaum stattfinden und 
der Medienetat wurde um 12 Prozent gekürzt.“ Die 
VHS sei besonders betroffen: Von 54.000 Unter-
richtseinheiten im Jahr 2020 sind 2025 nur noch 
16.000 übriggeblieben. Und gleichzeitig, so die Kri-
tik der ver.di-Vertrauensleute, „kürzt der Bund bei 
Integrations- und Sprachkursen, bei Angeboten, die 
für viele Menschen in der Stadt entscheidend sind“. 

Kürzungen auch in Rüsselsheim

Das hat auch Auswirkungen auf die Ausbildung. Frü-
her gab es bei „Kultur 123“ sechs Auszubildende, 
derzeit seien es nur noch drei. Dabei fehle es nicht 
an Bewerber:innen, sondern an Personal, das anlei-
ten und ausbilden kann: „Der Betrieb, der über 
Jahre sorgfältig aufgebaut wurde, verliert gerade 
seine Grundlage. Angebote, die kulturelle Bildung 
und Teilhabe ermöglicht haben, werden zusam-
mengestrichen. Und damit wird auch die Zukunft 
gefährdet.“

Von allen Arbeitsbereichen im Eigenbetrieb „Kultur 
123“ ist das Stadttheater am stärksten betroffen. 
Dessen Zukunft und damit auch die der Mitarbei-
ter:innen steht in der Gesamtheit zur Disposition. 

Sollte es soweit kommen, wäre das ein nicht zu ver-
schmerzender Verlust für Schultheatertage, Musik-
schule, Cinema Concetta und das gesamte kulturel-
le Leben der Stadt. Für die Kinder und Jugendlichen 
ist das Theater fußläufig erreichbar, vielen, die 
sonst kaum Gelegenheit dazu hätten, ermöglichte 
es den Genuss eines Theaterbesuches oder den 
ersten Schritt auf die Bühne.

Auf der lokalen Ebene zeigt sich ganz konkret, wie 
tief die Einschnitte bei Bildung und Kultur gehen 
und auf wie vielen Ebenen und weit über die Män-
gel bei der sozialen Sicherung hinaus Kindeswohl 
gefährdet ist. Über den Platz 25 von 37 braucht man 
sich da nicht zu wundern. Und dass die Platzierung 
noch etwas besser ist als beim jüngsten ESC, ist 
auch kein Trost.

Karola Pruschke-Löw

(1) Den vollständigen Bericht von UNICEF findet 
man auf der Homepage https://unicef.de, 

 die deutsche Zusammenfassung unter dem 
Kurzlink https://tinyurl.com/ymfbbfc7.

Zeichnung: Thomas Plaßmann
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